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Die Ausweiſung aus der Gemeinde durch die Gemeinde. 


(Schluß.) 


Eine beſondere Erwägung verdient bei dem Ausweiſungsgrunde 


des beſcholteuen Lebenswandels die Beſtimmung des Ausweiſungspa⸗ 
ragraphen der böhmiſchen Gemeindeordnung: „ſolange .. letztere 
(die Auswärtigen) mit ihren Angehörigen einen unbeſcholtenen 
Lebenswandel führen“. Hier zeigt ſich eine Verſchiedenheit gegenüber 
dem Artikel III des Reichsgeſetzes vom 5. März 1862, welcher ſagt: 
„ſo lange dieſelben (die Auswärtigen) mit ihren Angehörigen einen 
unbeicheltenen Lebenswandel führen und der öffentlichen Mildthätigkeit 


nicht zur Laſt fallen“. Während daher Jemand nach beiden geſetzlichen 
Beſtimmungen auch dann ausgewieſen werden kann, wenn er ſelbſt 


einen unbeſcholtenen Lebenswandel führt, dagegen aber Einer ſeiner 
Angehörigen beſcholten wird, ſcheint dem Wortlaute nach im Gegen⸗ 
ſatze zu dem Reichsgeſetze nach der böhmiſchen Gemeindeordnung das 
Haupt der Familie nicht ausgewieſen werden zu können, wenn auch 
Einer oder Mehrere der Angehörigen desſelben der öffentlichen Mil“ 
thätigkeit zur Laſt fallen. Eine ratio für dieſe Unterſcheidung können 
wir nicht finden; im Gegentheile daͤucht es uns, daß es billiger iſt, 
Jemanden für die Erhaltung ſeiner Angehörigen als für deren mo⸗ 
raliſche Aufführung verantwortlich zu machen. Allerdings gibt es Fälle, 
in welchen keines von beiden möglich iſt, aber abgeſehen hievon iſt im 
erſteren Falle das Haupt der Familie auf ſeine eigene Kraft ange⸗ 
wieſen, in dem anderen Falle hängt es mehr von dem Angehörigen ab. 

Zur Beſtimmung des Ausdruckes „Angehörige“ dient im Falle 
der Ausweiſung wegen Verarmung der Begriff „Alimentationspflich⸗ 
tigkeit“. Diejenigen Perſonen, denen gegenüber Jemand alimentations⸗ 
pflichtig iſt, erſcheinen in dieſem Falle als defſen Angehörige. Die 
Alimentationspflichtigkeit ſetzt das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch feſt. 


Schwieriger iſt es den Begriff „Angehörige“ im Falle der 
Ausweiſung wegen beſcholtenen Lebenswandels feſtzuſetzen. Als Ange⸗ 
höriger kaun in dieſem Falle nur derjenige erſcheinen, für deſſen mo⸗ 
raliſche Aufführung jener, deſſen Angehöriger er ſein ſoll, verantwort⸗ 
lich iſt. Dort, wo es eine Verantwortlichkeit und daher Pflichten gibt, 
muß es auch Rechte geben. Angehöriger iſt daher nur derjenige, dem 
gegenüber man eine potestas hat. 

1 Zunächſt iſt es die Ehegattin, die der dominica potestas unter⸗ 
ſteht, alſo die wenigſtens nicht gerichtlich von ihrem Ehegatten ge⸗ 
ſchieden iſt. Denn der Mann iſt das Haupt der Familte, die Gattin 
| ſt verbunden, dem Manne in ſeinen Wohnſitz zu folgen und die von 
ihm getroffenen Maßregeln zu befolgen (88 90 und 91 g. b. G. B.) > 
| Weiter iſt es die elterliche Gewalt, welche in dem vorliegenden 
Falle zum Angehörigen macht. Daß innerhalb derſelben das Erzie⸗ 
bungsrecht und die Erziehungspflicht das Maßgebende find, ſpringt 
ſofort in die Augen, denn wer das Erziehungsrecht bat, iſt auch für 
das Reſultat der Erziehung verantwortlich. „Die Eltern haben über⸗ 
haupt die Verbindlichkeit, ihre ehelichen Kinder zu erziehen“ (8 139 
a. b. G. B.) Die Kinder find den Eltern Gehorſam ſchuldig (§ 144). 
Die Eltern ſind unter Umſtänden berechtigt, die Kinder zu züchtigen 
} = (> 1 Grat : Ten f 5 
G 145). Der § 142 normirt das Erziehungsrecht im Falle die Ehe⸗ 
gatten nicht in ehelicher Gemeinſchaft leben. Wenn der Vater ſtirbt, 
muß die Mutter für die Erziehung der Kinder ſorgen. Iſt die Mutter 
auch nicht mehr vorhanden, ſo fällt dieſe Sorge auf die väterlichen 
Großeltern und nach dieſen auf die Großeltern von der mütterlichen 
Seite (§ 143). Das Geſetzbuch beantwortet die Frage, wie lange 
dieſes Verhältniß dauert, nicht direct. Als äußerſter Endpunkt muß 
das Aufhören der väterlichen Gewalt angeſehen werden (S$ 172, 174) 
demgemäß das erreichte 24. Lebensjahr oder die Großjährigkeitserklä⸗ 
rung. Hiezu die Ausnahme in $ 172. Dagegen wird in dem Falle, 
als die Erziehung früher abgeſchloſſen iſt und das Kind ſelbſtſtändig 
geworden iſt, ſich ſelbſt ernähren kann oder gar nach abgeſchloſſener 
Erziehung nicht mehr im Familienverbande mit dem Erziehungsberech—⸗ 
tigten oder verpflichteten lebt, die Angehörigkeit im Sinne der Aus⸗— 
weiſung wegen Beſcholtenheit aufgehört haben. Dazu § 141. 
Auch ein uneheliches Kind hat das Recht, von feinen Eltern 
eine ihrem Vermögen angemeſſene Erziehung zu fordern und die 
Rechte der Eltern über dasſelbe erſtrecken ſich ſoweit, als es der Zweck 
der Erziehung erfordert ($ 166). Vergleiche hiezu die 88 168 — 170, 
wornach in erſter Linie die Mutter Erziehungsrecht und pflicht hat. 


. — G} 


) So hat die Gemeinde T. die in ehelicher Gemeinſchaft lebende Ehegattin 
eines Inwohners wegen beſcholtenen Lebenswandels ausgewieſen; dieſe Verfügung 
wurde behoben, obwohl der Ausweiſungsgrund vorlag, weil nach dem Ausweiſungs⸗ 
paragraphen Angehörige ſelbſtſtändig nicht ausgewieſen werden können. Und in der 
That wäre es ein Unding, das durch das Geſetz vorgeſchriebene Zuſammenwohnen der 
Ehegatten durch Polizeiverfügung weg zu decretiren. Dagegen wurde der Gemeinde 
bedeutet, daß es ihr freiſtehe, wegen des beſcholtenen Lebenswandels der Ehegattin den 
Gatten mit ſeiner ganzen Familie auszuweiſen, wenn betreffs desſelben die übrigen 
Erforderniſſe der Ausweiſung vorlägen. 


— 


Als der elterlichen Gewalt nachgebildete Gewalt erſcheint die gende Nothwendigkeit der Dauer nach beſchränkte Aufenthalt geftattet 
aus dem Wahlverhältniß entſpringende. Das Wahlkind erſcheint in dem werden müſſen. Solche Fälle mögen ſein: Familienereigniſſe, Erkran⸗ 
hier in Rede ſtehenden Sinne als Augehöriger, denn zwiſchen den kungs⸗ und Todesfälle, u. |. f.; weiter Fälle der Art, wie ein folder 
Wahleltern und dem Wahlkinde finden, inſoweit das Geſetz keine in der Praris uns vorgekommen iſt, daß der aus einem Curorte Aus- 
Ausnahme macht, gleiche Rechte wie zwiſchen den ehelichen Eltern gewieſene behauptet, er habe es nöthig, daſelbſt die Cur zu gebrauchen 
und Kindern ſtatt ($ 183). Dieſe Ausnahme wird in der hier in Rede | und dergleichen mehr. 
ſtehenden 55 une Das Verhältniß der Pflegekind⸗ 

aft begründet nicht die Angehörigkeit 186). . W 1 re ! 
1 Das Verhältniß auen d a Mündel begründet nach an = Aubweiſung iſt eine einſchneidende Maßregel und eine große 
unferem Dafürhalten die Angehörigkeit ebenfalls nicht. Dem wider- Machtbefuguiß 1 der Hand der Bemneinde. Aber leugnen önnen — 
ſpricht zunächſt der Sprachgebrauch; und obwohl der § 216 ſagt, nicht, daß ii in der Geſtalt des Ausweiſungsparagraphen mehr wie eine 
ein Vormund hat gleich dem Vater die Verbindlichkeit und das Recht Ruine aus eden g Zeit, als wie eine Institution erſcheint, welche 
für die Erziehung des Minderjährigen Sorge zu tragen, ſo haben wir Su A r e e und Rechtsanſchauungen getragen 
doch anderſeits geſehen, daß der § 143 die Sorge für die Erziehung, U belebt wird. Die For erung daß Jedermann mit einem Ausweis- 
wenn der Vater ſtirbt, der Mutter, eventuell den väterlichen und mit, documente über, ſein Heimatrecht verſehen fei, iſt rechtswiſſenſchaftlich 
terlichen Großeltern übertragen hat. Endlich kommt zu bedenken, daß . 910 a mul en erte geselst 
die Uebernahme der Vormundſchaft nur in beſtimmten Ausnahmsfällen werden ſoll, dend unha 11 ee ee. Mit deſſen Umge⸗ 
abgelehnt werden kann. ftaltung in Ue ereinſtimmung mit den Inſtitutionen der übrigen Cultur⸗ 

Der Vollzug der Ausweiſungsverfügung ſteht dem Gemeinde ſtaaten wird das geoßentheild en ſo zweckloſe als koſtſpielige Hin⸗ und 
vorſteher nicht zu. Hiefür iſt die kaiſerliche Verordnung vom 20. April F an Se len 0 eine Minderzahl von 

4. R. G Bl. Nr 96 maßgebend, und weigert ſich der Aus e Fällen zuſammenſchrumpfen. Gegen den Oſtracismus wegen unmora⸗ 
185 Aufenthalte Sue mc fitöm en. ſohat fi A 0 y Benin liſchen Lebenswandels iſt entſchieden die in der neueſten Geſetzgebung 
ſteher im ie des § 7 7 eitirten z 122 i edc ai e Nur in politiſcher und namentlich kirchenpoli⸗ 
an die politiſche Bezirksbehörde zu wenden. N her Beziehung macht fie eine Ausnahme. Darin liegt auch der Grund, 

Eine weitere Frage hinſichtlich der Wirkung der Ausweiſungs⸗ ad, en gezeigt, der in feiner Faſſung ältern Geſetzen 
verfügung iſt die nach dem Suspenſiveffecte des Recurſes. Da hierüber e 15 = ‚mit ben ſtaatsgrundgeſetzlichen Be⸗ 
eine directe Beſtimmung nicht beſteht, andererſeits aber die Auswei⸗ A 8 i der Art, wie dleſe die Erlaſſung und Faſſung 
fungsverfügung eine Verfügung des übertragenen daher finatlichen 1 denken und vorſchreiben, nicht recht zuſammen⸗ 
Wirkungkreiſes iſt, ſo kommt hier der § 93 der Miniſterialverordnung 9 
vom 17 März 1855, R. G. Bl. Nr. 52 in Anwendung, wornacoch 
die Ausweiſung, als eine Verfügung, welche im öffentlichen Intereſſe 
erlaſſen iſt, auch während der offenen Recursfriſt, d. h. vor erlangter 
Rechtskraft vollzogen werden kann, ausgenommen in dem Falle, wenn 
dem Ausgewieſenen durch den ſogleichen Vollzug ein unwiederbring⸗ 
licher, und durch den etwa günſtigen Erfolg des Recnrfes nicht mehr 
gutzumachender Schade zugehen würde. Da jedoch der politiſchen 
Bezirksbehörde die Execution zuſteht, und dieſe in der Praxis jederzeit 
den, namentlich bei der Vollziehung autonomer Verfügungen und Er⸗ 
kenntniſſe nicht gerechtfertigten Grundſatz hat, nur nach ihrem eigenen 
meritoriſchen judlicium geſetzesmäßige Verfügungen und Erkenntniſſe 
zu exequiren, ſo wird ſie, und in dieſem Falle muß dies gebilligt 
werden, wenn der Recurs bei ihr bereits eingebracht oder wenigſtens 
angemeldet iſt, mit der Vollziehung nicht vorgehen, bevor ſie nicht über 
den Recurs die meritoriſche beſtätigende Entfcheidung gefunden hat. 

Die Wirkung der Ausweiſung dauert nur ſo lange, als der 
Ausweiſungsgrund vorliegt. Ob der erſte und zweite Ausweiſungsgrund 
weggefallen iſt, iſt nicht ſchwer zu ermeſſen. Schwieriger iſt es zu 
beurtheilen, ob die durch den Lebenswandel vor der Ausweiſung erlangte 
Makel durch den ſeitherigen Wandel ausgelöſcht iſt. Durch die Mel- 
dungspflicht (ſiehe oben die citirte Verordnung) muß der Gemeinde— 
vorſteher de lege von der Rückkehr des Ausgewieſenen Kenntniß er⸗ 
langen. Findet er den Ausweiſungsgrund entfallen, ſo wird er nichts 
gegen den Zurückgekehrten verfügen. Im andern Falle wird er auf 
Grund der zu Recht beſtehenden Verfügung mit dem Befehle das 
Gemeindegebiet ſofort zu verlaſſen und eventuell mit Einleitung der 
Execution vorgehen. Hierüber kann ſich der Zurückgekehrte bei der 
politiſchen Bezirksbehörde unter Nachweis des Wegfalls des Auswei⸗ 
ſungsgrundes beſchweren. Von einem Suspenſiveffecte kann aber hier 
keine Rede ſein. Der Ausgewieſene aber, welcher den ordnungsmäßigen 
Weg, um in dem Gemeindegebiete wieder Aufenthalt zu nehmen, ein- 
ſchlagen will, wird unter Nachweis des Wegfalls des Ausweiſungs— 
grundes eine Eingabe an den Gemeindevorſteher um die Erklärung, daß 
nun ſeinem Aufenthalte kein Anſtand mehr entgegenſteht, einreichen 
und gegen den abweislichen Beſcheid die Berufung ergreifen. 

Dieſes feſtgegliederte Syſtem der Ausweiſung wird jedoch in 
Ausnahmsfällen, ohne daß das Geſetz dieſelben vorgeſehen hat, unter⸗ 
brochen werden. So werden Perſonen, welche in in der Gemeinde gele⸗ 
genen öffentlichen Straf-, Corrections- und Humanitätsanſtalten unterbracht 
ſind, nicht ausgewieſen werden können; ſo wird aus humanitären Rück⸗ 
ſichten, welche nicht in fraudem vorgeſchützt werden, der vorüber⸗ 
gehende, genau auf die aus der in Rede ſtehenden Rückſicht entſprin⸗ 


) Die Anmerkung auf der zweiten Spalte der Seite 162 in Nr. 41 d. 3. 
erfordert eine nachträgliche Berichtigung. Die Landesgeſetze vom 12. October 1868, 
L. G. Bl. Nr. 32 und 33 führen in Abänderung der §§ 6 und 3 der Gemeindeordnun— 
gen für Prag beziehungsweiſe Reichenberg unter den Gemeindegliedern neben den 
Gemeindeangehörigen und Gemeindebürgern auch noch die Gemeindegenoſſen ein. Hte- 
durch wird die Uebereinſtimmung mit den allgemeinen Gemeindeordnungen eine noch 
größere. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Privat⸗ und öffentliches Recht. Das geſetzliche Schulpatronat, 
§§ 368 und 370 der politiſchen Schulverfaflung und Art. 15 des 
Geſetzes vom 21. December 4862. Competenz des Civilforums. 


Die Gemeinde Hohenems hat Se. Erlaucht Graf N. als Pa: 
tron der Pfarrkirche zu Hohenems zur Leiſtung des Patronatsdrittels 
zu den Schulbauten aufgefordert, und über deſſen Weigerung zunächſt 
im Inſtanzenzug die Entſcheidung der Schulbehörden, beziehungsweiſe 
des Miniſteriums für Cultus und Unterricht, erwirkt. 

Der Sachverhalt ergibt ſich aus den folgenden Entſcheidungen 
und zwar in erſter Inſtanz aus jener des k. k. Bezirks⸗Schulrathes 
ddo. Feldkirch, den 3. Auguſt 1872, Nr. 3215, des Inhalts: 

Nach der an die Gemeindevorſtehung Hohenems gerichteten Zu— 
ſchrift vom 24. April d. J. lehnt Se. Erlaucht Graf N. jede Con⸗ 
currenz zu Schulbauten ab, weil das neue Schulgeſetz die Schul⸗ 
patronate aus dem Geſetze aufgehoben hat und ein giltiger Privat- 
rechtstitel zur Concurrenz nicht erwieſen werden könne. ö 

In der diesfälligen Beſchwerde vom 25. September 1874 
behauptet nun die Gemeindevorſtehung Hohenems, daß Se. Erlaucht 
Graf N. unbeſtritten Patron der Pfarrkirche Hohenems ſei und bis. 
her zu Schulbauten beigetragen habe. n 

Hierüber hat nun der k. k. Bezirks⸗Schulrath in der Sitzung 
vom 3. Anguſt 1872 in der Vorausſetzung, daß das Pfarrpatronat 
wirklich fo beſteht, wie die Gemeinde angibt, entſchieden wie folgt: 

„Das im § 38 des Geſetzes vom 17. Jänner 1870 über Er⸗ 
richtung und Erhaltung der Volksſchulen erwähnte, im Geſetz be⸗ 
gründete Schulpatronat iſt das Recht, den Lehrer zu präſentiren. 
Dieſes Recht iſt aber wohl zu unterſcheiden von der Beitragspflicht 
zu Schulbaulichkeiten, welche dem Pfarrpatrone nach §§ 370 und 
371 der politiſchen Schulverfaſſung und den Hofdecreten vom 19. De. 
tober und 30. November 1787 als ſolchem obliegt. Dieſe Pflicht 
wurde durch das neue Schulgeſetz nicht nur nicht aufgehoben, ſondern 
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vielmehr im § 40 des Geſetzes vom 17. Jänner 1870 über Errich. 
tung und Erhaltung der Volksſchulen neuerdings feſtgeſetzt und bes 
kräftigt. Se. Erlaucht Graf N. hat daher als Pfarrpatron wie bis⸗ 
ber zu den Baulichkeiten der eingepfarrten Schule beizutragen“. 

Auch der Landesſchulrath für Vorarlberg hat mit Entſcheidung 
vom 27. September 1872, Nr. 650, dem Recurſe Sr. Erlaucht 
des Grafen N. mit Rückſicht auf § 40 des Landesgeſetzes über die 
Errichtung der öffentlichen Volksſchulen keine Folge gegeben, „weil 
dieſe Verpflichtung keinem im Geſetze begründeten Schulpatronate, 
ſondern der von dem Beſchwerdeführer nicht beſtrittenen Eigenſchaft 
des Grafen N. als Pfarrpatron von Hohenems gemäß § 370 der 
politiſchen Schulverfaſſung entſpringt, und die Beſtimmung dieſes 
Paragraphs alſo ausdrücklich den Unterſchied zwiſchen dem Präfen- 
tationsrecht zum Schuldienſte und dem Pfarrpatronate betraf, nicht 
als durch den $ 77 des ReichsVolksſchulgeſetzes oder durch § 52 
des Landesgeſetzes über die Errichtung der Volksſchulen außer Kraft 
getreten angeſehen werden kann“. 

Dem biegegen ergriffenen Miniſterialrecurſe Sr. Erlaucht des 
Grafen N. wurde aber vom k. k. Miniſterium für Cultus und Un⸗ 
terricht mit Erlaß vom 23. December 1872. Nr. 14.665, ſtattge⸗ 
geben aus folgenden Gründen: 

Nach Inhalt der §§ 368 und 370 der politiſchen Schulver⸗ 
faſſung wurde dem Pfarrpatrone die Verpflichtung auferlegt, zu den 
Schulbaulichkeiten beizutragen und zwar auch dann, wenn die Prä— 
ſentation der Lehrer einem Dritten zuſtand. Dieſes lediglich aus dem 
Geſetze entſpringende Verhältniß des Pfarrpatrones zur Schule bil⸗ 
dete im Gegenſatze zu den aus beſonderen Titeln entſtandenen Schul⸗ 
patronaten ein neues Inſtitut, aus welchem zwar nach Beſtimmung 
der Hofdecrete vom 11. Februar und 19. October 1787 kein neues 
und beſonderes Patronat über die Schule erwachſen ſollte, welches 
jedoch bereits mit dem Hofdecrete vom 29. März 1788, und ſeither 
immer als „Schulpatronat“, und zwar im Gegenſatze zu dem auf 
beſonderen Titeln beruhenden, als geſetzliches Schulpatronat bezeichnet 
wurde. Unter eben dieſer Bezeichnung iſt dann dieſes durch die 
88 368 und 370 der politiſchen Schulverfaffung geſchaffene geſetzliche 
Verhältniß durch § 38 des Landesgeſetzes vom 17. Jänner 1870, 
Nr. 14 L. G. Bl., ſammt allen mit ihm verbundenen Rechten und 
Pflichten aufgehoben worden. An der Identität dieſes Verhältniſſes 
und des in der letzteitirten Geſetzesſtelle aufgehobenen geſetzlichen 
Schulpatronates kann ſchon deßhalb kein Zweifel beſtehen, weil ſonſt 
ein ſolches „geſetzliche Schulpatronat“ überhaupt nicht exiſtirte, indem 
außer den §§ 368 und 370 der politiſchen Schulverfaſſung kein Ge— 
ſetz nachweisbar iſt, durch welches irgend ein einem Schulpatronate 
vergleichbares Verhältniß geſchaffen worden wäre. Da nun im vor⸗ 
liegenden Falle der Anſpruch der Gemeinde Hohenems auf Concurrenz 
des Recurrenten zu den nach Hohenems eingepfarrten Schulen aus⸗ 
drücklich nur auf die in den §§ 368 und 370 der politiſchen Schul⸗ 
verfaſſung normirte Verpflichtung baſirt erſcheint, fo muß dem gedach⸗ 
ten Recurſe unter Aufhebung der angefochtenen Eutſcheidungen der 
unteren Inſtanzen Folge gegeben und der Recurrent von der ihm 
wider die klare Vorſchrift des Geſetzes angeſonnenen Beitragspflicht 
losgezählt werden. 

Nun betrat die Gemeinde Hohenems, geſtützt auf den Art. 15 
des Grundgeſetzes vom 21. December 1867, gegen Se. Erlaucht 
Grafen N. den Civilrechtsweg und ſtellte folgendes Klagebegehren: 

Se. Erlaucht Graf N. ſei ſchuldig, zu den Koſten der behörd⸗ 
lich genehmigten Baulichkeiten der Pfarr- und Bergſchule in Ems⸗ 
reute der Chriſtengemeinde Hohenems mit einem Drittheile des Auf 
wandes zu concurriren; der Graf jet insbeſondere ſchuldig, der Chri— 
ſter gemeinde Hohenems zu Handen des Bürgermeiſters an den für 
die Baulichkeiten der Volksſchule daſelbſt gemachten Auslagen per 
218 ff 56 kr. den Theilbetrag per 72 fl. 85 ¼ kr. ö. W. mit 
Verzugszinſen vom Klagezuſtellungstage an und endlich die Proceß— 
koſten binnen 14 Tagen bei Vermeidung der Execution zu bezahlen. 

Mit Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes Dornbirn ddo. 12. Au⸗ 
gaſt 1873, Nr. 5439, wurde dieſem Begehren theilweiſe ſtattgegeben 
und zu Recht erkannt: Der Beklagte iſt ſchuldig, zu den Koſten der 
behördlich genehmigten Baulichkeiten der Pfarr- und Bergſchule in 
Emsreute der Chriſtengemeinde Hohenems nach Maßgabe der vom 
Landesgubernium Innsbruck am 1. September 1818, 3. 21.866, 
P. G. S. CLXX. kundgemachten a. h. Entſchließung vom 24. März 
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1818 zu concurriren, er iſt iusbeſondere ſchuldig, der Chriſtengemeinde 
Hohenems zu Handen ihres Bürgermeiſters an den für die Baulich⸗ 
keiten der Volksſchule daſelbſt gemachten Auslagen pr. 218 fl. 56 kr. 
den Theilbetrag pr. 72 fl. 85%, kr. ö. W. mit Verzugszinſen ſeit 
13. Juni 1873 binnen 14 Tagen bei Executionsvermeidung zu be⸗ 
zahlen. Mit der Mehrforderung wird die klagende Gemeinde abge⸗ 
wieſen. Die Proceßkoſten werden aufgehoben. Das Urtheil ſtützte ſich 
auf nachfolgende Gründe: 
Der Beklagte hat ausdrücklich zugeſtanden, daß ſchon ſeit alters— 

her mit der Herrſchaft Hohenems der Beſitz des Patronates über die 
Pfarrpfründe in Hohenems verbunden war, und daß auch er ſelbſt 
gegenwärtig im Beſitze dieſes Patronates ſtehe. Er hat auch nicht in 
Abrede geſtellt, daß ſeine Beſitzvorfahren und er ſelbſt bis zum Jahre 
1870 den durch die politiſche Schulverfaſſung beſtimmten Beitrag zu 
den Baulichkeiten an den Hohenemſer Pfarrſchulen geleiſtet haben. Seine 
Weigerung zu fernern Zahlungen des Concurrenzbeitrages ſtlützt ſich 
auf den § 38 des vorarlbergiſchen Landesgeſetzes vom 17. Jänner 
1870, L. G. Nr. 14, da nach demſelben das geſetzliche Schulpatronat 
ſammt allen damit verbundenen Rechten und Pflichten zu entfallen 
habe. Die klagende Gemeinde hat auch den Beweis nicht erbracht, daß 
das Schulpatronat des Beklagten auf einem anderen Titel als jenem 
des Geſetzes beruhe, und es muß ſohin angenommen werden, daß der 
| Beklagte mit dem Beginne der Wirkſamkeit des citirten Landesgeſetzes 
aufgehört habe, Schulpatron in Hohenems zu ſein, und daß damit 
auch ſeine mit dieſer Behörde verbundenen Verpflichtungen erloſchen. 
Nun iſt aber durch die politiſche Schulverfaſſung (§ 368 des Decretes 
der Studien⸗Hofcommiſſion vom 12. December 1838, 3. 5315) und 
durch die Gubernial⸗Kundmachung vom 1. September 1818, P. G. 
S. CLXX das Quantum und Quale der Concurrenz der Patrone zu 
Schulbauten genau feſtgeſtellt, und der § 370 der politiſchen Schul. 
verfaſſung bezeichnet in unzweideutigſter Weiſe das concurrenzpflichtige 
Subject, indem er jagt: „Die Pflicht des Beitrages zu dem Schul. 
gebäude von Seite des Patrons entſpringt aus dem Rechte, die Pfarre 
zu beſetzen, ſie haftet daher dem Pfarrpatronate einzig und allein an.“ 
Daraus ergibt ſich unzweifelhaft, daß die Concurrenzpflicht zu den 
Schulbauten nicht ein Ausfluß des Schul-, ſondern des Pfarrpa⸗ 
tronates, und daß der Pfarrpatron als folder und nicht in der 
Eigenſchaft als Schulpatron zur Beitragsleiſtung verpflichtet iſt. 
Durch den § 38 des Landesgeſetzes vom 17. Jänner 1870, L. G. 
Nr. 14, iſt aber nur das Schul-, nicht auch das Pfarrpatronat auf- 
gehoben worden. Die mit dem letzteren verbundenen Rechte und Pflich⸗ 
ten bleiben demnach nach wie vor in Kraft. Dieſe Auffaſſung iſt 
jedoch nicht bloß durch die citirten Geſetzesſtellen, ſondern noch insbe— 
ſondere durch den § 62 des Geſetzes vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 62, und den $ 40 des Landesgeſetzes vom 17. Jänner 1870, 
3. 14 begründet. Das Reichsvolksſchulgeſetz wälzt die Sorge für die 
Koſten der Volksſchulen zunächſt auf die Ortsgemeinden jedoch unter 
Aufrechthaltung zu Recht beſtehender Verbindlichkeiten und Leiſtungen 
dritter Perſonen, und das Landesgeſetz verfügt, „daß, ſoweit das Ge- 
ſetz oder Verträge nebſt der Gemeinde noch andere Perſonen zu Leiſtungen 
oder Beiträgen für die ſachlichen Bedürfniſſe einer Volksſchule ver⸗ 
pflichteten, ſolche Verpflichtungen im vollen Umfange aufrecht zu 
erhalten ſeien“. Nachdem nun aber, wie oben gezeigt wurde, die Pfarr⸗ 
patronate und ſpeciell jenes des Beklagten in der Gemeinde Hohenems 
fortbeſtehen und die Concurrenzpflicht zu den Schulbauten ausſchließlich 
an dieſes geknüpft iſt, ſo ergibt ſich, daß dieſelbe durch den § 38 des 
G. vom 17. Jänner 1870, 3. 14, nicht aufgehoben wurde und 
nicht aufgehoben werden konnte, da derſelbe von Schul-, nicht von 
Pfarrpatronaten handelt, und die den letzteren adhärirenden Rechte 
und Pflichten nicht berührt. Der Beklagte iſt daher als Pfarrpatron 
der Gemeinde Hohenems — nicht als Schulpatron — ſchuldig, zu 
den Schulbauten in Hohenems, und nach 8 371] der politiſchen Schul: 
verfaſſung auch zu jenen der Parcelle Emsreute nach Maßgabe der a. h. 
Entſchließung vom 24. März 1818 beizutragen. Da jedoch dieſe 
Beitragspflicht im Klagebegehren allgemein auf ein Drittel der Bau— 
koſten angeſetzt wird, während der Pfarrpatron nach Punkt c und d 
der citirten a. h. Entſchließung nur ein Drittel der nach Abzug der von der 
Gemeinde zu leiſtenden Hand- und Fuhrfrohnen verbliebenen Baukoſten 
zu tragen hat, ſo hat Klägerin um dieſe Differenz zu viel verlangt 
und war daher mit dieſem Mehrbegehren abzuweiſen. Daß für die 
Schule in Emsreute an Baukoſten 218 fl. 56 kr. ergingen, und daß 


der Staatsbeamten, für welche durch beſondere Vorſchriften ſtatt der Poſtgebühr ein 
geringeres Ausmaß der Wegentſchädigung (Poſtrittgeld ohne Nebengebühren, Meilen 
geld) normirt wird, hinſichtlich der competenzmäßigen Anzahl der Pferde die Beſtim— 
mung des § 4 der Verordnung des Geſammtminiſteriums vom 18. Juni 1873 (R. 
G. Bl. Nr. 115) maßgebend iſt. 


ſolche von der klagenden Gemeinde berichtiget wurden, hat der Beklagte f 
nicht in Abrede geſtellt. Es muß ihm daher nach den vorſtehenden 
Motiven der Erſatz des Patronatsdrittels pr. 72 fl. 85 ¼ kr. auf⸗ 
erlegt werden. Die Aufhebung der Koſten gründet ſich auf die theil— 
weiſe Abweiſung des Klagebegehrens. 

Gegen dieſes Urtheil wurde Seitens des Geklagten die Appel— 
lation ergriffen ud darin insbeſondere die Einwendung der Incompe⸗ 
tenz des Civilrichters zur Sache erhoben. 

Hierüber wurde vom k. k. Oberlandesgerichte für Tirol und 
Vorarlberg mit Entſcheidung vom 30. December 1873, Nr. 4066, 
das erſtrichterliche Urtheil und das geſammte Verfahren als null und 
nichtig aufgehoben, und die Rückſtellung der Klage wegen Unzuſtän⸗ 
digkeit des Richters verfügt. Dieſe Entſcheidung wurde auf Grund des 
§ 48 der J. N. in Stattgebung der diesbezüglichen Nullitätsbeſchwerde 


Abſchrift eines Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern an den 
Herrn Statthalter in Trieſt, ddo 23. September 1874, 3. 7261. 


Mit dem Miniſterialerlaſſe vom 18. October 1873, 3. 4370, M. J. wurde 
Euer Hochwohlgeb. eröffnet, daß durch die das Ausmaß der Diäte und der Fuhrkoſten 
der Staatsbeamten bei Dienſtreiſen regelnde Verordnung des Geſammtminiſtertums 
vom 18. Juni 1873 (R. G. Bl. Nr 115) die beſonderen Vorſchriften, welche für bes 
ſtimmte Fälle ſtatt der Poſtgebühr ein geringeres Ausmaß der Wegentſchädigung 
(Poſtrittgeld ohne Nebengebühren, Meilengeld) normiren, keine Aenderung erfahren 


und von Amtswegen erlaſſen, und zwar in Erwägung, daß nach In— 2 5 


halt der Klage es ſich um eine Forderung handelt, welche nicht auf 
einem privatrechtlichen Titel, ſondern dem geſetzlichen Schulpatrone beruht 
daher um eine Forderung, welche dem öffentlichen Rechte entſpringt, 
dem zweifelsohne das geſetzliche, unter Kaiſer Joſef nach den Hofde— 
creten vom 11. Februar und 19. October 1787 gegründete Schul⸗ 
patronat des Patrons der Pfarre angehört; in Erwägung, daß daher 
in dieſer Streitſache der Richter nicht zur Entſcheidung berufen iſt, 
wie auch in der Statthaltereiverordnung vom 1. Auguſt 1872, Nr. 
58 des Verordnungsblattes, mit Bezugnahme auf mehrfache Entſchei⸗ 
dungen des Reichsgerichtes angedeutet wird; in Erwägung, daß auch 
bereits in allen adminiſtrativen Inſtanzen die Entſcheidung erfolgte, und 
§ 15 des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt da, wo es 
ſich nicht unt ſtreitige Privatrechte handelt, keine Anwendung finden 
kann. 

Hiegegen ergriff die Gemeinde Hohenems den Reviſionsrecurs 
und fuͤhrte darin zur Begründung der Competenz des Civilforums 
aus, daß es ſich vorliegenden Falles um Vermögeusrechte der Volks⸗ 
ſchule unter Vertretung der Gemeinde als einer juriſtiſchen Perſon 
handle, daß alſo ein Privatrecht nach SS 1 und 26 a. b. G. B. in 
Frage ſei, und berief ſich ferners auf die Erſitzung und auf vertrags⸗ 
weiſes Uebereinkommen im concreten Falle, ſohin auf die offenbar pri⸗ 
vatrechtliche Natur des Klagetitels. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat dieſem Reviſionsrecurſe mit 
Entſcheidung ddo. 24. Februar 1874, Nr. 1583 ſtattgegeben: in 
der Erwägung, daß zwar die Entſcheidung über den klägeriſchen An⸗ 
ſpruch ſich der richterlichen Competenz inſoferne entzieht, als ſelber 
mit dem Patronate, welches den Beſfitzern der Herrſchaft Hohenems 
bezüglich der Frühmeßpfründe zuſteht und der damit verbundenen 
Verpflichtung, jeweilig auf Verlangen zu den Koſten der Schule mit 
einem Drittel zu concurriren, begründet ward, indem diesfalls die 
Entſcheidung lediglich dem k. k. Miniſterium für Cultus und Un— 
terricht zuſtand, daß jedoch im Sinne des Art. 15 des Geſetzes vom 
21. December 1867 der durch dieſe Entſcheidung in einem vermeint⸗ 
lichen Privatrechte benachtheiligten Gemeinde freiſtand, Abhilfe im 
ordentlichen Rechtswege zu ſuchen, inſoferne ſie ihren Anſpruch in 
zweiter Linie auch auf einen Vorgang gründet, aus welchem ſie, ganz 
abgeſehen von der dem Patronatsrechte entnommenen Verpflichtung, 
im Sinne einer civilrechtlichen Auslegung desſelben die Haftung für 
ein Drittel der fraglichen Koſten ableiten zu können glaubt und daher 
eine Entſcheidung der Gerichte über die Statthaftigkeit dieſes in zwei— 
ter Linie geltend gemachten Klagegrundes platzzugreifen hat — und mit 
Aufhebung der obergerichtlichen Entſcheidung dem k. k. Oberlandes— 
gerichte aufgetragen, mit Beſchränkung auf dieſen Klagegrund zu erkennen, 
was Rechtens ſef. Jur. Blätt. 


Hienach hat bei Dienſtreiſen, für welche die gedachten beſonderen Vorſchriften 
gelten, die mit den ſelben ſtatt der Poſtgebühr zugeſtandene anderweitige Wegentſchä⸗ 
digung auch nach der Wirkſamkeit der berufenen Verordnung des Geſammtminiſterkums 
vom 18. Juni 1873 aufgerechnet zu werden; hinſichtlich der competenzmäßigen Anzahl 
der Pferde iſt aber auch bei dieſen Dienſtreiſen die Beſtimmung des § 4 der legteren 
Vorſchrift maßgebend. 

Dech ſind die Staatsbeamten in den Fällen, in welchen ihnen die Aufrechnung des 
Poſtrittgeldes ohne Nebengebühren geſtattet iſt, in Gemäßheit des Finanzminiſterkal 
erlaſſes vom 27. October 1873, Z. 22.206 (Verordnungsblatt des F. M. Nr. 44 be⸗ 
rechtigt, dieſes mit dem jeweilig für Extrapoſten und Separat⸗Eilfahrten feſtgeſetzten 
Ausmaße aufzurechnen. 

Hievon werden Euer Hochwohlgeboren in Erledigung des Berichtes vom 6. Mai 
1874, 3. 4341/ II nach gepflogenem Vernehmen mit dem k. k. Finanzminiſter lum zur 
gefälligen weiteren Verfügung in die Kenntniß geietzt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Erhebung des bisherigen k. und k. Honorarconſu— 
lates in Berlin zu einem Honorar⸗Generalconſulate genehmigt und den Com⸗ 
merzienrath Louis Ravene zum Generaleouful und den Banquier Albert Ge or ge 
zum Conful ernannt, * 

Seine Majeſtät haben dem Generalſecretär der erſten öſterr. Sparcaſſe in 
Wien Friedrich Herr den Adelſtand mit Nachſicht der Taxen und dem Wiener Ge— 
meinderathe und Sparcaſſedirector Joſeph Treitl das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens verliehen g 

Seine Majeſtät haben dem Director der Laibacher Sparcaſſe Richard Jane 
ſchitz den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen, 

Seine Majeftär haben den k. u. k. Legationsrath Joachim Freih. v. Münch⸗ 
Bellinghauſen zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächkigren Miniſter 
am k. griech. Hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den k. und k. Conſul in Chriftiania Peter Peterfen 
zum unbeſoldeten Generalconſul und Leiter des k. und k. Houorarconſula es daſelbft 
ernannt. is. Me 1 

Seine Mejeſtät haben dem Hofrathe der Prager Finanzlandesdirection Mori: 
Czikann das Ritterkrenz des Leopold-Ordens tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Verſetzung des k. und k. Geueralconjuls Franz 
Edlen von Knapitſch von Salonich nach Monaſtir, ferner des k. und k. Conſuls 
Peter Oculi von Monaſtir nach Janina und des k. und k. Generalconſuls Gerhard 
Ritter von Chiari von Janina nach Sa onich genehmigt. 

Seine Majeſtät haben den bei der ek und k. Botſchaft in Conſtantiuopel in 
Verwendung ſtehenden Dollmetſcheradjuncten Julius Gunner zum Biceconiul 
beim k. und k. Generalconſulate in Scutari ernannt. 

Seine Majeſtät haben den in Penſtonsſtand tretenden Director des Bahuer— 
haltungsdienſtes der k. k. priv. Südbahn Philipy Bolze den Titel eines Oberban- 
rathes und dem Bureauchef-Stellvertreter der k. k. priv. öſterr. Staatseifeubahn Karl 
Purſchke den Titel eines kaiſerlichen Rathes, beiden karfrei, verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Otto Ratz ky zum Be— 
zirkshanptmanne in Mähren ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Ingenieur Joſeph Haußmann zum 
Oberingenieur im Miniſterium des Innern ernannt. E 

Der Minifter des Innern hat den Banadjuncten Valentin Hackl zum In— 
genieur für den Staatsbautienit in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Commiſſäreadjuncten der Generalinſpection der 
oſterr Eifenbahnen Joſeph Schöbl zum General -Inſpectionscommiſſär ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtaſſiſtentenſtelle bet der Forſt⸗ und Domänendirection Wien mit der eilf— 
ten Nangeclaffe, eventuell Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum jährlich, bis 10. No⸗ 
vember. (Amtsbl. Nr. 246.) f 

Spitalsarztesſtelle bei der allgemeinen Krankenanſtalt in Krems mit 400 fl. 
Functionsgehalt und 100 fl. Quartiergeld, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 248.) 

Zahlmeiſtersſtelle bei der niederöſterreichiſchen Landesfilialcaſſe in Wien mit 
der achten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende November (Amtsbl. Nr. 249.) 

Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen in der neunten Rangsclaſſe 
bis 8. November. (Amtsbl. Nr. 250.) 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 23. September 1874, 3. 7261 in Betreff 
der Wegentſchädigung bei Dienſtreiſen bon Staatsbeamten im Falle der Nicht- 
aufrechnung der Poſtgebühr. 


In der Anlage erhalten Hochdieſelben zur gefälligen Kenntnißnahme und an⸗ 
gemeſſenen weiteren Verfügung eine Abſchrift des Erlaſſes, welcher an den Herrn Statt⸗ 
halter in Trieſt anläßlich der Anfrage gerichtet wird, ob in Fällen von Dienſtreiſen 
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